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Das Deutsche Institut flir Menschen-
rechte ist die unabhdngige Nationale
Menschenrechtsinstitution Deutsch-
lands. Es ist gemaB den Pariser Prinzipi-
en der Vereinten Nationen akkreditiert
(A-Status). Zu den Aufgaben des Insti-
tuts gehoren Politikberatung, Men-
schenrechtsbildung, Information und
Dokumentation, angewandte Forschung
zu menschenrechtlichen Themen sowie
die Zusammenarbeit mit internationa-
len Organisationen. Das Institut verfligt
liber eine 6ffentliche Fachbibliothek.

Die Monitoring-Stelle
Die Monitoring-Stelle zur UN-Behin-
dertenrechtskonvention begleitet die
Umsetzung der Konvention in Deutsch-
land. Sie setzt sich fiir die Rechte von
Menschen mit Behinderungen ein und
macht diese in Deutschland weiter be-
kannt. Die Monitoring-Stelle berat Poli-
tikerinnen und Politiker, leistet
angewandte Forschung und organisiert
Veranstaltungen zu Themen der Kon-
vention. Sie wurde im Mai 2009 im
Deutschen Institut fiir Menschenrechte
eingerichtet und wird vom Bundesmi-
nisterium fiir Arbeit und Soziales
gefordert.

Der Autor
Dr. Valentin Aichele leitet die Monito-
ring-Stelle zur UN-Behindertenrechts-
konvention. Er ist Experte fiir die
Auslegung der UN-Behindertenrechts-
konvention sowie fiir den Bereich der
wirtschaftlichen, sozialen und kulturel-
len Menschenrechte.

Barrieren im Einzelfall
uberwinden: Angemessene
Vorkehrungen gesetzlich

verankern

Menschen mit Behinderungen haben nach der UN-Behindertenrechts-

konvention ein Recht auf ,angemessene Vorkehrungen”. Dadurch soll
erreicht werden, dass sie ihre Rechte gleichberechtigt mit nicht-behin-
derten Menschen wahrnehmen kdnnen. Die deutsche Rechtsordnung
kennt angemessene Vorkehrungen bislang nur in seltenen Fallen. Da-
bei sollten sie nach Ansicht der Monitoring-Stelle zur UN-Behinder-
tenrechtskonvention im deutschen Recht systematisch verankert sein.

Die UN-Behindertenrechtskonvention (UN-BRK, die Konvention) will
erreichen, dass Menschen mit Behinderungen ihre Menschenrechte voll und
gleichberechtigt mit nicht-behinderten Menschen wahrnehmen kénnen.
Doch im Alltag gibt es immer wieder Barrieren, die lberwunden werden
missen, wenn behinderte Menschen ihre Rechte wahrnehmen wollen. Des-
halb enthalt die UN-BRK das Konzept der ,angemessenen Vorkehrungen".

Was ist damit gemeint? Angemessene Vorkehrungen sind in der UN-
BRK ein feststehender Begriff. Die Konvention versteht hierunter:

.notwendige und geeignete Anderun-
gen und Anpassungen, die keine un-
verhaltnismaBige oder unbillige Be-
lastung darstellen und die, wenn sie
in einem bestimmten Fall erforderlich
sind, vorgenommen werden, um zu
gewdahrleisten, dass Menschen mit
Behinderungen gleichberechtigt mit
anderen alle Menschenrechte und
Grundfreiheiten genieBen oder aus-
tiben kdnnen." (Art. 2 Unterabsatz 4)

Es geht also um ,Vorkehrun-
gen”, um konkrete Schritte, mit
denen eine Situation oder eine
Umwelt in einem konkreten Ein-
zelfall verdndert wird. Mit geeig-

Gebardensprachdolmetscherinnen sorgen
dafiir, dass gehorlose Menschen kommu-
nikative Barrieren liberwinden kénnen
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neten MaBnahmen soll erreicht werden, dass ein ein-
zelner Mensch mit Beeintrachtigungen individuelle
Barrieren liberwinden kann, die ihn andernfalls be-
hindern wiirden, seine Menschenrechte voll und
gleichberechtigt mit anderen wahrzunehmen. Das
kann eine alltdgliche Unterstiitzung sein, etwa eine
Assistenz fiir einen blinden Mensch, die Unterstiit-
zung durch Gebardensprachdolmetscherinnen oder
durch Ubersetzer in Leichte Sprache. Auch verander-
te Arbeits- und Organisationsabldufe, beispielsweise
die Bereitstellung barrierefreier PDF-Dateien, oder
bauliche Veranderungen wie die Einrichtung eines
Aufzuges oder einer Rampe sind Beispiele fiir ange-
messene Vorkehrungen.

Der Person oder Stelle, die diese Vorkehrungen
trifft oder auch zu treffen verpflichtet ist, kann al-
lerdings kein iibermaBiger Aufwand abverlangt wer-
den - die UN-BRK spricht von ,unverhaltnismaBiger
oder unbilliger Belastung". Was ibermaBig ist, muss
im Einzelfall bestimmt werden. Mit anderen Worten
heiBt dies: Es soll nichts Unmdgliches abverlangt
werden, aber es ist im Sinne der Konvention geboten,
das Mdgliche auch mdoglich zu machen. Das kann
sehr wohl bedeuten, dass zusatzliche personelle und
finanzielle Ressourcen eingesetzt werden miissen
oder ein Mehraufwand entsteht. Dass Aufwand be-
trieben werden muss, darf im Ergebnis nicht dazu
fiihren, dass Menschen mit Behinderungen benach-
teiligt bleiben.

— Die Merkmale
Aufgegliedert in einzelne Merkmale kann das
Konzept folgendermal3en gefasst werden:

e FEsbesteht die Ausgangssituation, dass in einem
Einzelfall eine Benachteiligung einer Person auf
Grund von Behinderung droht.

e Eskdnnen auf die konkrete Situation bezogene
MaBnahmen ergriffen werden, die geeignet
sind, die erkennbaren Barrieren auszurdumen.

e Der damit verbundene Aufwand, diese MaBnah-
men zu ergreifen, ist nicht libermaBig.

— Angemessene Vorkehrungen und Barri-
erefreiheit
Das Konzept der angemessenen Vorkehrungen
erganzt die Forderung nach Barrierefreiheit, die in
der Konvention als Grundsatz (vgl. etwa Artikel 3) und
als objektives Verpflichtungsprogramm (siehe Artikel
9) verankert worden ist. Mit Barrierefreiheit (,acces-
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sibility”) verbindet die Konvention die Entwicklung
und Einhaltung allgemeiner Standards des gleichbe-
rechtigten Zugangs, etwa zur physischen Umwelt,
zum Beispiel DIN-Normen wie im Baurecht die DIN-
Norm 18040, oder zu Informations- und Kommuni-
kationsangeboten - diese werden zum Beispiel in der
Barrierefreien Informationstechnik-Verordnung
(BITV) festgelegt. Wahrend die Anforderungen an
Barrierefreiheit abstrakt-generell ausgerichtet sind,
beziehen sich angemessene Vorkehrungen auf kon-
krete, individuelle Situationen. Bei der Barrierefrei-
heit geht es also darum, Barrieren in einer Vielzahl
von Fallen zu vermeiden, wahrend angemessene Vor-
kehrungen darauf ausgerichtet sind, Barrieren ,nur"
in einem Einzelfall zu tGberwinden und erkennbare
situative Hindernisse nur in Bezug auf eine bestimm-
te Person aus dem Weg zu rdumen.

— Versagung als Diskriminierung

Die Konvention bestimmt dariiber hinaus, dass
die Versagung (,denial") angemessener Vorkehrungen
als Diskriminierung zu bewerten ist (Artikel 2 Unter-
absatz 3 letzter Halbsatz). Die Konvention verortet
angemessene Vorkehrungen damit im Zusammen-
hang des menschenrechtlichen Gebots, niemanden
aufgrund einer Behinderung zu diskriminieren.

Nicht jede Gleich- oder Ungleichbehandlung
auf Grund einer Behinderung ist eine Diskriminie-
rung. Eine Gleich- oder Ungleichbehandlung wird
dann zur Diskriminierung, wenn sie nicht gerechtfer-
tigt, das heiB3t rechtlich liberzeugend erklart werden
kann. Eine menschenrechtliche Diskriminierung ist
unbedingt zu vermeiden, weil sie damit einhergeht,
dass die betroffene Person substantielle EinbuBen in
der gleichberechtigten Wahrnehmung ihrer Rechte
erleidet, die diese Rechtsordnung nicht akzeptieren
darf und deshalb auch sanktionieren sollte.

— Angemessene Vorkehrungen im

deutschen Recht

Das Konzept der angemessenen Vorkehrungen
ist im deutschen Recht unter dieser Bezeichnung
nicht geldufig. Dennoch finden sich dort inhaltlich
vergleichbare Regelungen beziehungsweise solche,
die zumindest eine gleiche Zielstellung haben. Zum
Beispiel haben schwerbehinderte Menschen gegen-
tiber der Arbeitgeberin [ dem Arbeitgeber einen An-
spruch auf die behindertengerechte Einrichtung von
Arbeitsstatten, einschlieBlich der Gestaltung der Ar-
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beitsplatze, des Arbeitsumfeldes, der Arbeitsorgani-
sation und der Arbeitszeit (§ 84 Absatz 4 Nr. 4 SGB
IX). Mieterinnen und Mieter haben Vermieterinnen
und Vermietern gegeniiber das Recht, die Zustim-
mung zu baulichen Verdnderungen oder sonstigen
Einrichtungen zu verlangen, die fiir einen behinder-
tengerechten Zugang oder eine Nutzung der Woh-
nung erforderlich sind (vgl. § 554a BGB).

Abgesehen von diesen vereinzelten, fachgesetz-
lichen Regelungen enthalt das deutsche Recht aber
bislang keine allgemeine Bestimmung, die zu ,ange-
messenen Vorkehrungen” verpflichtet.

Zudem gibt es keine gesetzliche Bestimmung,
nach der die ,\Versagung von angemessenen Vorkeh-
rungen” im Einzelfall als Diskriminierung gebrand-
markt wird. Deshalb hat die Monitoring-Stelle zur
UN-Behindertenrechtskonvention es bereits im Rah-
men ihrer Jahrestagung 2009 als Umsetzungsdefizit
herausgestellt, dass weder im Allgemeinen Gleich-
behandlungsgesetz (AGG) noch in den Behinderten-
gleichstellungsgesetzen in Bund und Landern eine
entsprechende Regelung zu finden ist.

— Notwendigkeit und Mdglichkeit der

gesetzlichen Verankerung

Diese Regelungen sind allerdings nach Ansicht
der Monitoring-Stelle dringend notwendig, denn
ohne angemessene Vorkehrungen sind betroffene
Personen im Vergleich zu nicht-behinderten Men-
schen bei der Wahrnehmung ihrer Rechte benach-
teiligt. Solange es Barrierefreiheit nicht gibt, helfen
nur angemessene Vorkehrungen. Die UN-BRK hebt
das Konzept in mehreren Bereichen besonders hervor:
im Recht auf Zugang zu einem gerichtlichen Verfah-
ren (siehe Artikel 13 Absatz 1), beim Freiheitsentzug
(siehe Artikel 14 Absatz 2), in Bezug auf Bildung (sie-
he Artikel 24 Absatz 2 c¢) und Absatz 5) und auf Arbeit
(siehe Artikel 27 Absatz 1 i). Dem Gedanken der sub-
stantiellen Gleichheit verbunden, sind angemessene
Vorkehrungen jedoch - wie das menschenrechtliche
Diskriminierungsverbot aufgrund von Behinderung
- in allen von der UN-BRK geschiitzten Lebensberei-
chen relevant.

Um die gesetzliche Verankerung anzuleiten, be-
sagt die Konvention in Artikel 5 Absatz 3 in Verbin-
dung mit Artikel 4, dass die Vertragsstaaten alle ge-
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eigneten Schritte ,.zur Férderung der Gleichberechtigung
und zur Beseitigung von Diskriminierung unterneh-
men" missen, ,um die Bereitstellung angemessener
Vorkehrungen zu gewdahrleisten”. Zu geeigneten
Schritten gehort es, die erforderliche Aufklarung und
Sensibilisierung zu betreiben, aber auch das Konzept
der angemessenen Vorkehrungen in Bundes- und Lan-
desrecht rechtlich fest zu verankern.

Wie kdnnte dies rechtstechnisch geschehen? Es
sind drei sich gegenseitig erganzende Gestaltungs-
varianten denkbar:

® als allgemeine Bestimmung,

e als spezifische Regelung in Fachgesetzen und

e als Diskriminierungstatbestand (fiir den Fall der
Versagung).

Fiir die allgemeine Bestimmung, die sich nicht
nur auf einen bestimmten Bereich wie Bauen, Woh-
nen oder Arbeit bezieht, - waren die Behinderten-
gleichstellungsgesetze ein geeigneter Regelungsort.
Sie kdnnte folgendermalBen formuliert sein: ,Eine be-
hinderte Person hat gegeniiber staatlichen Stellen
das Recht auf angemessene Vorkehrungen.” Der Dis-
krimierungstatbestand kdnnte am besten im
Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetz aufgenommen
werden.

Rechtstechnisch gesehen kdnnen angemessene
Vorkehrungen sowohl in Form einer bloBen Verpflich-
tung als auch als Anspruch im Sinne eines einklag-
baren Rechts abgesichert werden. Die Verpflichtung
kann einer staatlichen Stelle genauso auferlegt wer-
den wie einer Privatperson. Die Verankerung als in-
dividuelles Recht, ob gegeniiber staatlichen Stellen
oder Privatperson, wiirde allerdings die Rechtsstellung
des behinderten Menschen am meisten stérken. Die
betroffene Person kdnnte sich auf das Recht auf
angemessene Vorkehrungen berufen. Im Falle eines
Konflikts kdnnte sie vor Gericht gehen und gegebe-
nenfalls ihr Recht durchsetzen. Die Darlegungs- und
Beweislast sollte die Seite tragen, die die Vorkehrung
verweigert oder eine (iberm3Bige Belastung zu er-
kennen meint.

Impulse fiir das Grundgesetz

Welche Konsequenzen hat das Konzept der an-
gemessenen Vorkehrungen nun fiir die Auslegung des
Grundgesetzes? In seinem Beschluss vom 23.03.2011
hat das Bundesverfassungsgericht (BVerfG) ausge-
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fiihrt, dass auch die UN-BRK ,,als Auslegungshilfe fiir
die Bestimmung von Inhalt und Reichweite der
Grundrechte herangezogen werden kann" (siehe
BVerfG, 2 BvR 882/09, Randziffer 52). Das gilt auch
fiir das grundgesetzliche Gleichheitsgebot, insbeson-
dere das Benachteiligungsverbot aufgrund von Be-
hinderung. Es ist zu erwarten, dass die UN-Behinder-
tenrechtskonvention - insbesondere das Konzept der
angemessenen Vorkehrungen - fiir das inhaltliche
Verstdndnis des Gleichheitsgebotes neue Impulse gibt.

Angemessene Vorkehrungen und die Gleichbe-
handlung von Menschen stehen in einem sehr engen
Zusammenhang. Der Ankniipfungspunkt fiir das
grundgesetzliche Gleichheitsgebot ist der Satz: ,Nie-
mand darf wegen seiner Behinderung benachteiligt
werden" (Artikel 3 Absatz 3 Satz 2 Grundgesetz). Das
BVerfG hat dazu gesagt, eine Benachteiligung kann
unter anderem ,bei einem Ausschluss von Entfal-
tungs- und Betadtigungsmdglichkeiten durch die 6f-
fentliche Gewalt gegeben sein, wenn dieser nicht
durch eine auf die Behinderung bezogene Forde-
rungsmaBnahme hinldnglich kompensiert wird" (sie-
he BVerfGE, 96. Band, S. 288 ff., S. 303). Hiermit hat
das Gericht deutlich angesprochen, dass besondere
MaBnahmen dazu dienen kénnen, Benachteiligungen
behinderter Menschen zugunsten einer echten
Gleichstellung von behinderten im Vergleich zu
nicht-behinderten Menschen zu vermeiden. Dieser
Auslegungsansatz weist deutlich in die Richtung von
angemessenen Vorkehrungen.
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Allerdings hat das Gericht in der Vergangenheit
auch Uberlegungen zur Begrenzung angestellt und
damit die Frage der ,libermdBigen Belastung" im
oben genannten Sinn angesprochen. Anlass war eine
1997 entschiedene Verfassungsbeschwerde: Eine be-
hinderte Schiilerin beschwerte sich lber die Zuwei-
sung an eine Sonderschule flir Kérperbehinderte ge-
gen ihren Willen. Die Schulbehdrde hat den Zugang
zur allgemeinen Schule abgelehnt, weil ihre Beschu-
lung eine Verdnderung bedeutet hatte - oder um es
mit der Konvention auszudriicken: weil die Behérde
Vorkehrungen hétte treffen miissen. Zur Begriindung
fiihrte das Bundesverfassungsgericht aus, dass ent-
sprechende MaBnahmen im Schulbereich nur ver-
langt werden kdnnen, wenn kein besonderer Auf-
wand betrieben werden miisse und die MaBnahmen
.nach MafB3gabe des finanziell, personell, sachlich und
organisatorisch Mdglichen" gewadhrt werden kénnen
(BVerfG, 96. Band, S. 288 ff., S. 308). Die daraus ge-
zogenen Schlussfolgerungen haben in der Praxis
dazu gefiihrt, dass der Verweis auf den gegenwarti-
gen Zustand bereits ausgereicht hat, um den ange-
strebten Zugang zur Regelschule abzuwehren. Da das
Konzept der angemessene Vorkehrungen aber davon
ausgeht, dass im Einzelfall iber den Status Quo hi-
nausgehende Anpassungen und Anderungen vorge-
nommen werden missen und ein entstehender Auf-
wand und auch Kosten dem nicht pauschal
entgegenstehen darf (im Sinne ,was maglich ge-
macht werden kann, muss méglich gemacht wer-
den"), ist die enge Lesart von Artikel 3 Absatz 3 Satz
2 Grundgesetz von 1997 im Lichte der UN-Behinder-
tenrechtskonvention nicht mehr tiberzeugend.
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Angemessene Vorkehrungen:
Was ist das?

» Die UN-Behinderten-Rechts-Konvention sagt:
Alle Menschen auf der ganzen Welt

sollen die gleichen Rechte haben:

Menschen mit Behinderung

und Menschen ohne Behinderung.

Aber es gibt immer wieder Probleme

fir Menschen mit Behinderung.

Ein Beispiel:

Frau Meier ist Rollstuhl-Fahrerin.

Sie arbeitet in einem Biiro.

Damit sie ihre Arbeit gut machen kann,
braucht sie verschiedene Hilfen.

Zum Beispiel braucht Frau Meier

einen besonderen Schreib-Tisch.

Bei dem Schreib-Tisch kann man die Tisch-Platte
hoher machen.

Dann kann Frau Meier mit dem Roll-Stuhl
gut an dem Tisch arbeiten.

» Einige Infos:

Einige Worter sind blau geschrieben.

Das sind schwere Worter.

Die schweren Worter werden im Text erklart.
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Frau Meier braucht eine groBe Tastatur

an ihrem Computer.

Damit sie gut am Computer schreiben kann.
Diese Hilfen passen genau zu Frau Meier.

So kann Frau Meier gut arbeiten.

So wie ihre Kolleginnen ohne Behinderung.

Mit diesen Hilfen kann Frau Meier
gleich-berechtigt mit ihren Kolleginnen arbeiten.

Deshalb steht
in der UN-Behinderten-Rechts-Konvention:
Menschen mit Behinderung haben ein Recht

auf angemessene Vorkehrungen.

» Was sind angemessene Vorkehrungen?
Die Worter angemessene Vorkehrungen

sind Worter aus der Rechts-Sprache.
Rechts-Anwalte und Richter

benutzen diese Sprache im Gericht.

Das sind Hilfen flir Menschen mit Behinderung.
Diese Hilfen sind fir jeden Menschen anders.
Sie missen genau fiir die Person passen.

Sie mussen fiir die Situation passen.

Damit Menschen mit Behinderung

die gleichen Rechte haben.

Damit Menschen mit Behinderung

tiberall mitmachen kdnnen.

Angemessenen Vorkehrungen

sind Hilfen fur die einzelne Person.

Diese Hilfen passen genau flir diese Person.
Wie die Hilfen bei der Arbeit von Frau Meier.
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Dann kann Frau Meier gleich-berechtigt
arbeiten und leben.

Angemessene Vorkehrungen

kdnnen auch andere Hilfen sein.

Zum Beispiel:

Ein blinder Mensch hat im Biiro einen Vorleser.
Ein gehorloser Mensch

erhdlt einen Gebadrden-Sprach-Dolmetscher.
Ein Mensch mit Lern-Schwierigkeiten
bekommt Texte in Leichter Sprache.

Aber angemessene Vorkehrungen bedeutet auch:

Die Hilfe muss angemessen sein.

» Welche Hilfe ist angemessen?
Manchmal sind notwendige Hilfen

sehr schwierig zu machen.

Manchmal sind die Hilfen auch teuer.

Dann sagt die andere Person, das geht nicht.
Oder ein Geld-Geber sagt zum Beispiel:

Wir kénnen flir eine Person nicht

das ganze Haus umbauen.

Das ist zu teuer.

Dann muss man uberlegen:

Was ist moglich? Geht das?

Muss der Geld-Geber das bezahlen?

Ist das gerecht?

Ist das angemessen?

Oder ist das flir den Anderen nicht angemessen?
Das heif3t, es ist fiir den Geld-Geber zu teuer.
Manchmal muss ein Richter entscheiden.
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Die Richter miissen entscheiden,
was fiir beide gerecht ist.

Filir den Menschen mit Behinderung
und fiir den anderen.

P Gibt es angemessene Vorkehrungen in Deutschland?
In den deutschen Gesetzen steht noch nicht genau,

was angemessene Vorkehrungen bedeutet.

Und es gibt noch kein Gesetz, in dem steht:

Jemand wird schlechter behandelt,

wenn die angemessenen Vorkehrungen

nicht getroffen werden.

Deshalb sagt die Monitoring-Stelle

zur UN-Behinderten-Rechts-Konvention:

Das muss sich dndern.

In den Gesetzen muss genau stehen,

was angemessene Vorkehrungen bedeutet.
Das muss

im Allgemeinen Gleich-Behandlungs-Gesetz
stehen und

in den Behinderten-Gleich-Stellungs-Gesetzen

vom Bund und von den Ladndern.

» Wer hat den Text geschrieben?

Dr. Valentin Aichele hat den Text geschrieben.

Er arbeitet beim Deutschen Institut fiir Menschen-Rechte.
Der Text in Leichter Sprache ist eine Zusammen-Fassung.

In der Zusammen-Fassung stehen die wichtigsten Sachen aus dem Text.

Die Zusammenfassung ist von Gisela Holtz.
Menschen mit Lernschwierigkeiten aus Miinster haben sie gepriift.

Nummer 5



	POSITIONEN Nr. 5
	Das Deutsche Institut für Menschenrechte
	Die Monitoring-Stelle
	Der Autor
	Barrieren im Einzelfall  überwinden: Angemessene Vorkehrungen gesetzlich  verankern
	Die Merkmale
	Angemessene Vorkehrungen und Barri-erefreiheit
	Versagung als Diskriminierung
	Angemessene Vorkehrungen im  deutschen Recht
	Notwendigkeit und Möglichkeit der gesetzlichen Verankerung
	Impulse für das Grundgesetz

	Impressum

	POSITIONEN Nr. 5 - Leichte Sprache
	Angemessene Vorkehrungen: Was ist das?
	Die UN-Behinderten-Rechts-Konvention sagt:
	Was sind angemessene Vorkehrungen?
	Welche Hilfe ist angemessen?
	Gibt es angemessene Vorkehrungen in Deutschland?
	Wer hat den Text geschrieben?





